
Bebauungsplan Nr. 65 Bremeltal Neuaufstellung der Stadt Rheinbach 

Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 
beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 

I. Behandlung der Stellungnahmen 

B) Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB (Offenlage) 

B 1 Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des Planentwurfs 
nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über 
die zu entscheiden ist. 

B 1.1 Unitymedia NRW GmbH, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 
 hier: Schreiben vom 23.07.2015 

 

 

Anlage 4.1



Beschlussentwurf zu B 1.1: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 23.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 
1.1 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Über die mit Schreiben vom 23.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.1 der Unitymedia NRW GmbH ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

B 1.2 Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG, Münsterstraße 9, 53881 Euskirchen 
 hier: Schreiben vom 22.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.2: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 22.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Im Bebauungsplan wurden die Hinweise bereits berücksichtigt. Die überbaubaren Flächen weisen einen Abstand 
von größer 30 m zu den Versorgungsleitungen der Regionalgas Euskirchen auf. Die bestehenden Leitungen sind 
als nachrichtliche Übernahmen im Bebauungsplan enthalten. 

Anlage 4.1



 

B 1.3 LVR Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Straße 133, 53115 Bonn 
 hier: Schreiben vom 22.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.3: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 22.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.3 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im Bebauungsplan wird in den nachrichtlichen Übernahmen wird auf die §§ 3, 4, 9 und 29 DSchG NW verwiesen. 

Über die mit Schreiben vom 22.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.3 des LVR Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

Anlage 4.1



B 1.4 Amprion GmbH, Betrieb / Projektierung, Leitungen Bestandssicherung, Rheinlanddamm 24, 44139 
Dortmund 
hier: Schreiben vom 13.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.4: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.4 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Westnetz GmbH und weitere Versorgungsunternehmen 
wurden im Zuge des Verfahrens gem. § 4 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB beteiligt. 
 
Über die mit Schreiben vom 13.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.4 der Amprion GmbH ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

Anlage 4.1



B 1.5 NETCOLOGNE, Gesellschaft für Telekommunikation mbH, Am Coloneum 9, 50829 Köln 
 hier: Schreiben vom 13.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.5: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 
1.5 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Über die mit Schreiben vom 13.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.5 der NETCOLOGNE GmbH ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

Anlage 4.1



B 1.6 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I 3, 
Postfach 2963, 53019 Bonn 
hier: Schreiben vom 10.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.6: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.6 wie folgt zu entscheiden: 

Anlage 4.1



 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die im Bezug genannte Stellungnahme vom 08.01.2015 zeigt deutlich, dass die Belange der Bundeswehr im 
Einzelfall anlagen- und standortbezogen zu prüfen sind und empfehlenswerter Weise die konkrete 
Anlagenplanung bereits in der Planungsphase mit dem Luftfahrtamt der Bundeswehr abgestimmt werden sollte.  
 
Auflagen zur möglichen Installation einer Steuerfunktion sind anlagenspezifisch im Rahmen des nachfolgenden 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu treffen. 
 
Da sich der Geltungsbereich des Bebauungsplanes im Zuständigkeitsbereich des Flugplatzes Nörvenich 
befindet, wurde der Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen, dass die Errichtung und der Betrieb von WEA 
der Zustimmungspflicht des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
unterliegen.  
 

 

B 1.7 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 
hier: Schreiben vom 07.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.7: 

Anlage 4.1



Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.7 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Über die mit Schreiben vom 07.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.7 des Wahnbachtalsperrenverbandes 
ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

B 1.8 Nahverkehr Rheinland GmbH, Glockengasse 37, 50667 Köln 
 hier: Schreiben vom 14.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.8: 

Anlage 4.1



Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.8 wie folgt zu entscheiden: 

 
Bei den Abstandsangaben in der „Handreichung zu Windenergieanlagen an Infrastrukturtrassen“ der BLWE 
(zweifacher Rotordurchmesser) und im „LANUV-Fachbericht 40, Nr. 5.1.2“ (100 m für elektrifizierte 
Bahnstrecken) handelt es sich um eine Empfehlung.  
 
Bei der Festsetzung der Sondergebietsflächen wird zu den Bahnanlagen ein Mindestabstand von 70 m 
angesetzt. Die Größe von 70 m entspricht minimalen, einfachen Rotordurchmesser. Dieser soll einen späteren 
Ausbau der Verkehrsanlage gewährleisten. Größere Vorsorgeabstände würden die Nutzbarkeit der 
Sondergebiete und somit den substantiellen Raum für die Windenergie erheblich einschränken. Im Sinne der 
planerischen Zurückhaltung ist eine Berücksichtigung größerer Vorsorgeabstände zur Festsetzung der 
Sondergebietsflächen nicht geboten, da zur Erreichung des angestrebten Schutzzweckes eine Prüfung und ggf. 
entsprechende Auflagen im nachgeordneten Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) auf der Grundlage der konkreten, standortbezogenen Anlagenplanung differenzierter erfolgen kann. 
 
Im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz sind in 
Abhängigkeit der konkreten WEA-Planung die einzuhaltenden Abstände sowie alle sicherheitsrelevanten Aspekte 
zu prüfen und abzustimmen.  
 
Der Anregung, eine über den 70 m breiten, nicht bebaubaren Streifen hinausgehende Abstandsangabe in den 
Bebauungsplan aufzunehmen, wird daher nicht gefolgt. 
 
  

Anlage 4.1



B 1.9 Erftverband, Postfach 1320, 50103 Bergheim 
 hier: Schreiben vom 15.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.9: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 15.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.9 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Der Bauablauf ist so zu gestalten, dass die Grundwassermessstellen nicht beeinträchtigt werden. Vor Baubeginn 
kann eine Beweissicherung erfolgen. Entsprechende Auflagen auch bzgl. der Abstände zu Gewässern sind im 
Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetzt anhand der 
konkreten Anlagenplanung zu treffen. 
 
Die bestehenden Grundwassermessstellen wurden als nachrichtliche Übernahmen in den Bebauungsplan 
übernommen. 
  

Anlage 4.1



B 1.10 Stadt Bad Münstereifel, Postfach 1240, 53896 Münstereifel 
 hier: Schreiben vom 17.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.10: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 17.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.10 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das Max-Planck-Institut wurde als Träger öffentlicher Belange an 
dem Bebauungsplanverfahren Nr. 65 „Bremeltal“ Neuaufstellung beteiligt. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass 
seitens des Max-Planck-Institutes keine Einwände gegen die Planung bestehen (Email vom 22.01.2014). 
 
Über die mit Schreiben vom 17.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.10 der Stadt Bad Münstereifel ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

Anlage 4.1



B 1.11 Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 – Luftverkehr - ,Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 
 hier: Schreiben vom 14.07.2015 

 

Anlage 4.1



 

Beschlussentwurf zu B 1.11: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.11 wie folgt zu entscheiden: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Belange der Flugsicherheit sind als nachrichtliche Übernahmen im Bebauungsplan enthalten.  

Über die mit Schreiben vom 14.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.11 der Bezirksregierung Düsseldorf ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
  

Anlage 4.1



B 1.12 Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 – Ländliche Entwicklung - , 50606 Köln 
 hier: Schreiben vom 14.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.12: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.12 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Über die mit Schreiben vom 14.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.12 der Bezirksregierung Köln ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 

 

Anlage 4.1



B 1.13 LVR-Dezernat Finanz- und Immobilienmanagement, Dezernat 2, 50663 Köln 
hier: Schreiben vom 09.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.13: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.13 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das Rheinische Amt für Denkmalpflege und das Rheinische Amt 
für Bodendenkmalpflege wurden im Zuge der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB und im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung gem. § 4 Abs. 2 BauGB um Stellungnahme gebeten. 
 
Über die mit Schreiben vom 09.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.13 des LVR-Dezernates Finanz- und 
Immobilienmanagement ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

Anlage 4.1



 

B 1.14 Chemische Fabrik Kalk GmbH, Postfach 910157, 51071 Köln 
 hier: Schreiben vom 27.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.14: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 27.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.14 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Gemäß der Stellungnahme vom 12.11.2014 befindet sich die Planmaßnahme über einem verliehenen 
Bergwerksfeld. Einwirkungsrelevanter Bergbau ist nicht dokumentiert, demnach ist mit bergbaulichen 
Einwirkungen nicht zu rechnen. Der Eigentümer beabsichtigt derzeit und absehbar keine bergbaulichen 
Tätigkeiten. 
 
Über die mit Schreiben vom 27.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.14 der Chemischen Fabrik Kalk 
GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich.  

Anlage 4.1



B 1.15 Gemeinde Alfter, Am Rathaus 7, 53347 Alfter 
 hier: Schreiben vom 23.07.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.15: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 23.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.15 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Über die mit Schreiben vom 23.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.15 der Gemeinde Alfter ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
  

Anlage 4.1



B 1.16 Bundesnetzagentur, Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin 
 hier: Schreiben vom 07.07.2015 

 

Anlage 4.1



 

Anlage 4.1



 

Beschlussentwurf zu B 1.16: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.16 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die genannten Richtfunkbetreiber ebenso wie die Telekommunikationsbetreiber wurden im Zuge des Verfahrens 
angeschrieben und um Hinweise und Stellungnahme gebeten. 
 
Richtfunktrassen und –korridore stellen keine Ausschlussflächen für die Windenergienutzung dar. Die 
Betroffenheiten und mögliche Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sind im Rahmen des 
nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage konkreter WEA-
Planungen abzustimmen. 

Anlage 4.1



Bei der Festsetzung der Sondergebietsflächen wurde zu den Hochspannungsfreileitungen ein Mindestabstand in 
Höhe des einfachen Rotordurchmessers angesetzt. Somit ist ein sicherer Betrieb der 
Hochspannungsfreileitungen ggf. unter Anwendung von schwingungsdämpfenden Maßnahmen möglich. Dieser 
Wert entspricht den Empfehlungen der  Deutschen Elektrotechnischen Kommission und den gültigen DIN VDE-
Bestimmungen. 
 
Eine Meldung von Windenergieanlagen bzw. derer Standorte entsprechend dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 
und der darauf erlassenen Anlagenregistrierverordnung kann auf Bebauungsplanebene nicht erfolgen, da auf 
dieser Ebene keine Genehmigungen erteilt werden. Dies erfolgt im nachgelagerten Genehmigungsverfahren 
nach Bundesimmissionsschutzgesetz. 
 
Die Richtfunktrassen und –korridore wurden als nachrichtliche Übernahmen in den Bebauungsplan übernommen. 
Bei den Festsetzungen der Sondergebietsflächen wurde ein Mindestabstand von 70 m (= 1-facher 
Rotordurchmesser) zu den Hochspannungsfreileitungen berücksichtigt. 

 

B 1.17 Justizvollzugsanstalt Rheinbach, 53359 Rheinbach 
 hier: Schreiben vom 07.07.2015 

 

Anlage 4.1



Beschlussentwurf zu B 1.17: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.17 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Über die mit Schreiben vom 07.07.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.17 ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 

B 1.18 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Deutz-Mülheimer Straße 22-24, 50679 Köln 
 hier: Schreiben vom 09.07.2015 

 

Anlage 4.1



 

Beschlussentwurf zu B 1.18: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.18 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die ggf. erforderliche Einleitung von Oberflächenwasser in Gewässer ist auf Ebene des nachfolgenden 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu regeln, dabei wird berücksichtigt, dass kein 
Oberflächenwasser von den für Windenergieanlagen beanspruchten Flächen in eventuell vorhandene 
Bahnseitengräben abgeleitet wird. 
 
Bei den Festsetzungen der Sondergebietsflächen wird ein Mindestabstand von 70 m (= 1-facher 
Rotordurchmesser) zum äußeren Leiterseil der Hochspannungsfreileitungen bzw. 85 m zur Mittelachse der 
Hochspannungsfreileitungen berücksichtigt. Alle sicherheitsrelevanten Aspekte sind anlagenspezifisch im 
nachgeordneten Genehmigungsverfahren zu prüfen. 
  

Anlage 4.1



B 1.19 Polizei NRW, Direktion Verkehrsplanung, Königswinterer Str. 500, 53227 Bonn-Ramersdorf 
 hier: Schreiben vom 03.08.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.19: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.19 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Über die mit Schreiben vom 03.08.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.19 ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
  

Anlage 4.1



B 1.20 Wasser- und Bodenverband, Baumschulenweg 20, 53340 Meckenheim 
 hier: Schreiben vom 05.08.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.20: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1. 20 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 65 „Bremetal“ – Neuaufstellung sind 
keine Hydranten in der mit Schreiben vom 17.02.2014 übermittelten Karte verzeichnet.  
 
Gegebenenfalls erforderliche Maßnahmen zum Schutz der Wasserleitungen und Hydranten sind auf Grundlage 
einer konkreten Erschließungsplanung im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz zu treffen. 

Anlage 4.1



 
Über die mit Schreiben vom 03.08.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.19 ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 

B 1.21 Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW, Domstraße 55-73, 50668 Köln 
 hier: Schreiben vom 17.08.2015 

 

Anlage 4.1



 

Beschlussentwurf zu B 1.21: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 17.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.21 wie folgt zu entscheiden: 

Die Bandbreite der möglichen zulässigen Beschattungsdauer zwischen 100 – 300 Stunden / Jahr basiert auf der 
zitierten Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014, die im gleichen 
Schreiben auch anmerkt, dass die Belange des Versuchsgutes Klein-Altenaltendorf hinsichtlich einer möglichen 
Lichtreduktion bereits in den Vorentwurfs-Varianten weitgehend berücksichtigt wurden.  

Da ein hohes öffentliches Interesse an der wissenschaftlichen Versuchstätigkeit an diesem Standort besteht, wird 
im Sinne der Konfliktbewältigung im Bebauungsplan ein Maximalwert für die zulässige Beschattungsdauer der 
Versuchsflächen festgesetzt. 

Um erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten sicher zu vermeiden, wird der untere Wert von 100 
Stunden / Jahr als maximal zulässiger Wert festgesetzt.  

Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht, 
daher kann dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht 
gelöst werden.  

Zur Abschätzung der abwägungsrelevanten Beeinträchtigung durch Schattenwurf wurde ein exemplarischer 
Windpark konfiguriert. Der zitierte Wert für den angenommenen WEA – Standort Nr. 4 stellt das Gesamtergebnis 
für alle Immissionspunkte dar, für die Bewertung relevant sind die Ergebnisse bezogen auf den einzelnen 
Immissionsorte.  

Der Bebauungsplan setzt  jedoch keine konkreten Standorte für Windenergieanlagen (WEA) fest, sondern 
lediglich Flächenumringe (Sondergebiete), innerhalb derer Windenergieanlagen positioniert werden können. Der 
Schattenwurf einzelner Anlagen ist anhand einer konkreten Anlagenplanung standortbezogen zu ermitteln. 

Anlage 4.1



 

Sofern Überschreitungen der für die bezeichneten Versuchsflächen des Campus-Klein-Altendorf festgesetzten 
zulässigen Beschattungsdauer zu erwarten sind, sind die ursächlichen WEA mit einer Abschaltautomatik 
auszustatten. Dies ist im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
prüfen. 

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen. Um eine Nutzbarkeit der 
Sondergebiete gleichermaßen in beiden unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der Städte Rheinbach und 
Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung 
des IFSP ist im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch 
zu belegen. 

 

B 1.22 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – Wasserwirtschaft einschließlich anlagenbezogener Umweltschutz 
Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln 
hier: Schreiben vom 04.08.2015 

Anlage 4.1



 

Beschlussentwurf zu B 1.22: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.22 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Mit Email der Stadt Rheinbach vom 07.08.2015 an Herrn Wergen, Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, wurde die 
Wasserwirtschaft darauf hingewiesen, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplanes innerhalb der geplanten 
Wasserschutzzone III B „Heimerzheim“ liegt und dadurch die Betroffenheit als Träger öffentlicher Belang 
gegeben ist.  
 

Anlage 4.1



Eine über das Schreiben vom 04.08.2015 hinausgehende Stellungnahme der Wasserwirtschaft im Rahmen der 
Offenlegung ging bisher nicht ein. 
 
Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung sah die Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 gemäß Email vom 31.01.2014 
„…keine Betroffenheit in den Zuständigkeiten von Dezernat 54 der Bezirksregierung Köln (Obere 
Wasserbehörde). 
 
Über die mit Schreiben vom 04.08.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.22 ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 

B 1.23 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Krefeld, Postfach 10 16 53, 47133 Krefeld 
 hier: Schreiben vom 07.08.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.23: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.23 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Über die mit Schreiben vom 07.08.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.23 ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 

Anlage 4.1



B 1.24 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Postfach 120161, 53874 Euskirchen 
hier: Schreiben vom 07.08.2015 

 

Anlage 4.1



 

Beschlussentwurf zu B 1.24: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.24 wie folgt zu entscheiden: 
 

Bei der Festsetzung der Sondergebietsflächen wird zu Bundesautobahnen ein Mindestabstand von 40 m 
entsprechend der Breite der Anbauverbotszone gemäß § 9 FStrG Abs. 1 Nr. 1 angesetzt. Der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans weist einen Abstand von mehr als 100 m zur Bundesautobahn A 61 auf. 

Zu Landesstraßen wird ebenfalls ein Abstand von mindestens 40 m eingehalten. Dieser Wert orientiert sich an 
der Anbauverbotszone von Bundesstraßen und soll einen späteren Ausbau der Verkehrsanlage gewährleisten. 
Im Bebauungsplan erfolgt die Festsetzung der Sondergebietsflächen für Windenergieanlagen mit einem 
Mindestabstand von 40 m zu klassifizierten Straßen. Die Windenergieanlagen müssen vollständig, d.h. inkl. 
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Rotorblattspitze, innerhalb der Sondergebiete errichtet und betrieben werden. Die Höhe der Anlagen und der 
Rotordurchmesser können nicht textlich festgesetzt werden, da es sich nicht um einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit einer konkreten Anlagenplanung handelt. 

Die Gefahr von Eiswurf kann durch Erkennungs- und Beheizungssystem an den Rotorblättern minimiert werden. 
Der Umgang mit der Gefahr von Eiswurf ist im Verfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz für die konkreten 
Anlagen darzulegen.  
 
Alle sicherheitsrelevanten Aspekte wie bspw. der Brandschutz werden anlagenspezifisch im Rahmen des 
nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz geprüft.   
 
Die Hinweise zur Erschließungssituation werden zur Kenntnis genommen. Eine Abstimmung diesbezüglich 
erfolgt im weiteren Verfahren. 
 
Anträge auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis sowie auf Leitungsverlegung längs bzw. quer zu 
klassifizierten Straßen sind Gegenstand des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz. 

 

B 1.25 Rheinischer Landwirtschafts-Verband  e.V., Frankfurter Str. 6, 53721 Siegburg 
 hier: Schreiben vom 18.08.2015 
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Beschlussentwurf zu B 1.25: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.25 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es liegen keine wissenschaftlichen Erkenntnisse vor, die auf 
erheblich negative Auswirkungen der Windenergienutzung auf das Kleinklima hinweisen. Der Beitrag zur CO2-
Reduzierung und zum Schutz des Klimas wird höher gewichtet als potenzielle geringfügige Veränderungen des 
Mikroklimas. 
 
Die Universität Bonn, Außenstelle Campus Klein-Altendorf ist als Träger öffentlicher Belange an dem Verfahren 
beteiligt. Gemäß Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014 würde eine 
Beschattungsdauer von 100 – 300 Stunden / Jahr die Versuchstätigkeit erheblich behindern. Die Bandbreite der 
möglichen zulässigen Beschattungsdauer zwischen 100 – 300 Stunden / Jahr basiert auf der zitierten 
Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014, die im gleichen Schreiben 
auch anmerkt, dass die Belange des Versuchsgutes Klein-Altenaltendorf hinsichtlich einer möglichen 
Lichtreduktion bereits in den Vorentwurfs-Varianten weitgehend berücksichtigt wurden.  
Da ein hohes öffentliches Interesse an der wissenschaftlichen Versuchstätigkeit an diesem Standort besteht, wird 
im Sinne der Konfliktbewältigung im Bebauungsplan ein Maximalwert für die zulässige Beschattungsdauer der 
Versuchsflächen festgesetzt. Um erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten sicher zu vermeiden, 
wird der untere Wert von maximal 100 Stunden / Jahr als maximal zulässiger Wert festgesetzt.  
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Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht, 
daher kann dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht 
gelöst werden.  
Der Bebauungsplan setzt keine Standorte für Windenergieanlagen (WEA) fest, sondern lediglich Flächenumringe 
(Sondergebiete), innerhalb derer Windenergieanlagen positioniert werden können. Der Schattenwurf einzelner 
Anlagen ist anhand einer konkreten Anlagenplanung standortbezogen zu ermitteln. 
Sofern Überschreitungen der für die bezeichneten Versuchsflächen des Campus-Klein-Altendorf festgesetzten 
zulässigen Beschattungsdauer zu erwarten sind, sind die ursächlichen WEA mit einer Abschaltautomatik 
auszustatten. Dies ist im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
prüfen. 
 
Eine Potenzialflächenanalyse für das gesamte Stadtgebiet zur Ermittlung alternativer Standorte ist aufgrund der 
bestehenden, rechtskräftigen Darstellung der Konzentrationszone im FNP nicht vorgesehen und nicht 
Gegenstand dieses Verfahrens. Das vorliegende B-Plan-Verfahren dient der Feinsteuerung der bestehenden 
Konzentrationszone. 
 
Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die im Außenbereich -und 
damit auf landwirtschaftlichen Flächen- möglich ist, wo keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine 
Kommune nicht von dem steuernden Instrument der Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Durch 
das aktuelle Bebauungsplanverfahren wird keine weitere Ausweisung von Windvorrangflächen vorgenommen, 
sondern eine Feinsteuerung der Zulässigkeit von Windenergieanlagen innerhalb der bestehenden 
Konzentrationszone, bei der z.B. auch die Belange der Versuchsanstalt Campus Klein-Altendorf in die 
planerische Abwägung eingestellt werden. 
 
Der Anregung, eine Potenzialflächenanalyse für das gesamte Stadtgebiet zur Ermittlung alternativer Standorte 
durchzuführen, wird nicht gefolgt, da dies nicht Gegenstand dieses Bebauungsplanverfahrens ist. 

 

B 1.26 Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Kreisentwicklung und Mobilität –Raumplanung und Regionalentwicklung, 
Postfach 15 51, 53705 Siegburg  
hier: Schreiben vom 19.08.2015 
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Beschlussentwurf zu B 1.26: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 19.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.26 wie folgt zu entscheiden: 
 

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen grundsätzlich möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und 
nicht für das Individuum.  
 
Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern.  
 
Im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag sind mögliche Maßnahmen formuliert, die jedoch im Rahmen des 
nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Basis einer Anlagenplanung 
konkretisiert werden müssen. 
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Im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine 
artenschutzrechtliche Prüfung mit Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage 
einer konkreten Anlagenplanung.   
 
Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet nicht entgegen.  

 

 

B 1.27 Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, Gartenstr. 11, 50765 Köln 
 hier: Schreiben vom 18.08.2015 
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Beschlussentwurf zu B 1.27: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.27 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es liegen keine wissenschaftlichen Erkenntnisse vor, die auf 
erheblich negative Auswirkungen der Windenergienutzung auf das Kleinklima hinweisen. Der Beitrag zur CO2-
Reduzierung und zum Schutz des Klimas wird höher gewichtet als potenzielle geringfügige Veränderungen des 
Mikroklimas. 
 
Die Universität Bonn, Außenstelle Campus Klein-Altendorf ist als Träger öffentlicher Belange an dem Verfahren 
beteiligt. Gemäß Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014 würde eine 
Beschattungsdauer von 100 – 300 Stunden / Jahr die Versuchstätigkeit erheblich behindern. Die Bandbreite der 
möglichen zulässigen Beschattungsdauer zwischen 100 – 300 Stunden / Jahr basiert auf der zitierten 
Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014, die im gleichen Schreiben 
auch anmerkt, dass die Belange des Versuchsgutes Klein-Altenaltendorf hinsichtlich einer möglichen 
Lichtreduktion bereits in den Vorentwurfs-Varianten weitgehend berücksichtigt wurden.  
Da ein hohes öffentliches Interesse an der wissenschaftlichen Versuchstätigkeit an diesem Standort besteht, wird 
im Sinne der Konfliktbewältigung im Bebauungsplan ein Maximalwert für die zulässige Beschattungsdauer der 
Versuchsflächen festgesetzt. Um erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten sicher zu vermeiden, 
wird der untere Wert von maximal 100 Stunden / Jahr als maximal zulässiger Wert festgesetzt.  
Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht, 
daher kann dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht 
gelöst werden.  
Der Bebauungsplan setzt keine Standorte für Windenergieanlagen (WEA) fest, sondern lediglich Flächenumringe 
(Sondergebiete), innerhalb derer Windenergieanlagen positioniert werden können. Der Schattenwurf einzelner 
Anlagen ist anhand einer konkreten Anlagenplanung standortbezogen zu ermitteln. 
Sofern Überschreitungen der für die bezeichneten Versuchsflächen des Campus-Klein-Altendorf festgesetzten 
zulässigen Beschattungsdauer zu erwarten sind, sind die ursächlichen WEA mit einer Abschaltautomatik 
auszustatten. Dies ist im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
prüfen. 
 
Eine Potenzialflächenanalyse für das gesamte Stadtgebiet zur Ermittlung alternativer Standorte ist aufgrund der 
bestehenden, rechtskräftigen Darstellung der Konzentrationszone im FNP nicht vorgesehen und nicht 
Gegenstand dieses Verfahrens. Das vorliegende B-Plan-Verfahren dient der Feinsteuerung der bestehenden 
Konzentrationszone. 
 
Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die im Außenbereich -und 
damit auf landwirtschaftlichen Flächen- möglich ist, wo keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine 
Kommune nicht von dem steuernden Instrument der Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Durch 
das aktuelle Bebauungsplanverfahren wird keine weitere Ausweisung von Windvorrangflächen vorgenommen, 
sondern eine Feinsteuerung der Zulässigkeit von Windenergieanlagen innerhalb der bestehenden 
Konzentrationszone, bei der z.B. auch die Belange der Versuchsanstalt Campus Klein-Altendorf in die 
planerische Abwägung eingestellt werden. 
 
Der Anregung, eine Potenzialflächenanalyse für das gesamte Stadtgebiet zur Ermittlung alternativer Standorte 
durchzuführen wird nicht gefolgt, da dies nicht Gegenstand dieses Bebauungsplanverfahrens ist. 
. 
 

 

B 1.28 Stadt Rheinbach, Bauverwaltung, Untere Denkmalbehörde, Schweigelstraße 23, 53359 Rheinbach 
 hier: Schreiben vom 14.07.2015 
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Beschlussentwurf zu B 1.28: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.28 wie folgt zu entscheiden: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Die überbaubaren Flächen befinden sich außerhalb der bekannten Bodendenkmäler (u.a. römische 
Eifelwasserleitung).  

Im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz ist auf Basis einer konkreten 
Anlagenplanung zu prüfen, ob archäologische Prospektionen erforderlich sind. 

 

B 1.29 Bezirksregierung Köln, Dezernat 35 – Denkmalschutz - , Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln 
 hier: Schreiben vom 21.08.2015 
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Beschlussentwurf zu B 1.29: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.07.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.29 wie folgt zu entscheiden: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Der Untersuchungsraum für alle Schutzgüter mit Ausnahme des Schutzgutes Landschaft beträgt im 
Umweltbericht 600 m um das Plangebiet.  

Damit wird die Reichweite der räumlichen Wirkungen auf die einzelnen Schutzgüter ausreichend erfasst und 
bewertet.  

Es erfolgt keine Inanspruchnahme des Baudenkmals Hofanlage Klein Altendorf 2. Es befindet sich in einem 
Abstand von über 1.000 m zum Plangebiet und in noch größerem Abstand zu den überbaubaren Flächen. Zudem 
ist das Baudenkmal durch andere Gebäude Richtung Plangebiet im Norden visuell partiell abgeschirmt.  

Erhebliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten. Eine Ergänzung des Umweltberichtes ist nicht erforderlich. Die 
Nutzung der Windenergie, bei der es sich um eine nach BauGB privilegierte Nutzung im Außenbereich handelt, 
wird an dieser Stelle höher gewichtet als die mögliche Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes des 
Baudenkmals Hofanlage Klein Altendorf 2. 
 

B 1.30 E-Plus Mobilfunk GmbH, Geschäftsstelle West / ERW-T, Borsigstraße 11, 40880 Ratingen 
hier: Email vom 25.09.2015 

 
Sehr geehrte Frau Thuenker-Jansen, 

 wir bedanken uns für Ihre Anfrage und die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Die E-Plus Mobilfunk GmbH betreibt im relevanten Trassenbereich einen Richtfunk.  
In der Anlage finden Sie Details zum Verlauf sowie Angaben zum Standort. 

Wir bitten Sie in Ihrem Bauvorhaben unseren Richtfunk 16813478 zu berücksichtigen. 

 Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüße 

Holger Lother 

E-Plus Mobilfunk GmbH 
Geschäftsstelle West / ERW-T 
T +49 2102 516 296 
holger.lother@eplus-gruppe.de 
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Beschlussentwurf zu B 1.30: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 25.09.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.30 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die Richtfunktrasse wurde bereits als nachrichtliche Übernahme in den Bebauungsplan übernommen.  
 
Richtfunktrassen und –korridore stellen keine Ausschlussflächen für die Windenergienutzung dar. Die 
Betroffenheiten und mögliche Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sind im Rahmen des 
nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage konkreter WEA-
Planungen abzustimmen. 
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